Vertragsgestaltung Einbringung Einzelunternehmen in GmbH

Beurkundet am …

PRÄAMBEL

Herr A, der Gründer des Unternehmens, hat zu Urkunde des amtierenden Notars sein Einzelunternehmen in eine von ihm errichtete GmbH unter Buchwertfortführung gem. § 20 UmwStG eingebracht. Gleichzeitig hat er seine Ehefrau B sowie seine Kinder C, D und E an der GmbH beteiligt. Die Einbringung in die Familiengesellschaft erfolgt mit der Erwartung, dass die Mitgesellschafter unter seiner Führung in Harmonie dieses im Schenkungswege übertragene Vermögen für ihre Familien erhalten und mehren. Für die Gesellschaft gilt folgende

Satzung:

§ 1 Firma und Sitz der Gesellschaft

1.
Die Gesellschaft lautet: Firma EG Elektronik GmbH („Gesellschaft“)

2.
Sitz der Gesellschaft ist …

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

1.
Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung von elektronischen Geräten.

2.
Die Gesellschaft darf alle Handlungen vornehmen, die dem Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind.

3.
Die Gesellschaft kann andere Unternehmen errichten, erwerben, pachten oder sich an anderen Unternehmen beteiligen.

§ 3 Stammkapital

1.
Der Nennbetrag des Stammkapitals der Gesellschaft beträgt € 500 000 (in Worten: Euro fünfhunderttausend).

2.
Das Stammkapital der Gesellschaft verteilt sich auf:


A mit einer Stammeinlage von € 100 000,


B mit einer Stammeinlage von € 100 000,


C mit einer Stammeinlage von € 100 000,


D mit einer Stammeinlage von € 100 000,


E mit einer Stammeinlage von € 100 000.

3.
Die Stammeinlagen werden erbracht durch Einbringung des Gesellschaftsvermögens der EG Elektronik KG mit dem Sitz in … im Wege des Formwechsels nach dem UmwG.

§ 4 Organe der Gesellschaft

Die Organe der Gesellschaft sind

a)
die Gesellschafterversammlung

b)
der Beirat

c)
die Geschäftsführer

§ 5 Geschäftsführung und Vertretung

1.
Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer, die durch Gesellschafterbeschluss bestellt und abberufen werden.

2.
Sind mehrere Geschäftsführer vorhanden, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer oder durch einen Geschäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Solange nur ein Geschäftsführer bestellt ist, kann dieser die Gesellschaft allein vertreten.

3.
Die Gesellschafterversammlung kann einem, mehreren oder allen Geschäftsführern oder Liquidatoren Einzelvertretungsbefugnis und Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilen.

4.
Die Geschäftsführungsbefugnis erstreckt sich im Rahmen des Unternehmensgegenstandes auf alle Handlungen, die der gewöhnliche Geschäftsverkehr mit sich bringt, und welche zur Erreichung des Gesellschaftszwecks erforderlich erscheinen, vor​behaltlich der zustimmungspflichtigen Geschäfte. Für diese Geschäfte ist entweder ein zustimmender Gesellschafterbeschluss oder ein Beschluss des Beirats erforderlich. Dieser ist grundsätzlich vor Eingehung der Geschäfte einzuholen. In Fällen, in denen unverzügliches Handeln im Interesse der Gesellschaft geboten erscheint, kann die Geschäftsführung die Genehmigung auch nachträglich einholen.

5.
Die Geschäftsführer haben die Geschäfte der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu führen und haben die gesetzlichen Bestimmungen, die Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages, die Gesellschafterbeschlüsse und die Geschäftsordnung zu beachten.

§ 6 Zustimmungsbedürftige Geschäfte/Geschäftsordnung

Die Gesellschafterversammlung muss unverzüglich eine Geschäftsordnung beschließen und aufrechterhalten, in der geregelt ist, zu welchen Rechtsgeschäften die Geschäftsführung im Innenverhältnis der vorherigen Zustimmung der Gesellschafterversammlung bedarf.

§ 7 Gesellschafterversammlungen

1.
Die Gesellschafterversammlung ist zur Beschlussfassung über alle Angelegenheiten zuständig, die nach diesem Gesellschaftsvertrag nicht in die Kompetenz des Beirats oder der Geschäftsführung fallen. Der Gesellschafterversammlung allein obliegt insbesondere die Beschlussfassung über folgende Angelegenheiten:

–
Feststellung des (ggf. geprüften und testierten) Jahresabschlusses und der Verwendung des Jahresergebnisses

–
Bestellung, Entlastung und Abberufung der Geschäftsführer; Abschluss, Änderung oder Kündigung der Geschäftsführerverträge

–
Änderungen des Gesellschaftsvertrages

–
Auflösung der Gesellschaft

2.
Die Gesellschafterversammlungen werden durch die Geschäftsführer der Gesellschaft einberufen. Jährlich findet mindestens eine ordentliche Gesellschafterversammlung spätestens 6 Wochen nach Aufstellung des Jahresabschlusses statt.

3.
Der Beirat oder jeder Gesellschafter ist jederzeit berechtigt, schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe die Einberufung einer Gesellschafterversammlung und die Ankündigung von Gegenständen zur Beschlussfassung zu verlangen. Wird ihrem Verlangen nicht unverzüglich entsprochen, so können der Beirat oder der/die Gesellschafter selbst unter Mitteilung des Sachverhalts die Einberufung und Ankündigung bewirken.

4.
Die Gesellschafterversammlung wird durch eingeschriebenen Brief an jeden Gesellschafter und an die Beiräte unter Angabe von Ort, Tag, Zeit und Tagesordnung mit einer Frist von mindestens zwei Wochen einberufen. Die Tagesordnung kann in derselben Form und mit einer Frist von sieben Tagen vor der Gesellschafterversammlung ergänzt werden. Der Lauf der Fristen beginnt mit dem der Aufgabe des Schreibens zur Post folgenden Tag. Der Tag der Gesellschafterversammlung wird bei der Berechnung der Frist nicht mitgezählt.

5.
Der Abhaltung einer Gesellschafterversammlung bedarf es nicht, wenn sich sämtliche Gesellschafter mit schriftlicher, fernschriftlicher, telegrafischer oder Beschlussfassung durch Telefax oder E-Mail einverstanden erklären oder sich an einer solchen beteiligen. Die Stimmabgabe der Gesellschafter hat schriftlich gegenüber der Gesellschaft zu erfolgen. Abs. 7 ist entsprechend anzuwenden.

6.
Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt der Versammlungsleiter, der von der Mehrheit der anwesenden Gesellschafter vor Eintritt in die Tagesordnung gewählt wird. Der Versammlungsleiter stellt die Beschlussfähigkeit der Gesellschafterversammlung fest.

7.
Soweit nicht eine notarielle Niederschrift aufgenommen wird, hat der Versammlungsleiter dafür Sorge zu tragen, dass über den Verlauf der Versammlung ein Protokoll angefertigt wird, in dem Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, die wesentlichen Inhalte der Verhandlungen und die Beschlüsse der Gesellschafter anzugeben sind. Das Protokoll ist allen Ge​sellschaftern in Kopie unverzüglich zuzusenden. Wird innerhalb von einem Monat, gerechnet vom Datum des Poststempels der Absendung des Protokolls, kein Widerspruch erhoben, so gilt das Protokoll von allen Gesellschaftern als genehmigt.

8.
Jeder Gesellschafter kann sich durch einen anderen Gesellschafter oder durch einen kraft Gesetzes zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten Rechtsanwalt, Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater vertreten lassen. Die Vollmacht bedarf der Schriftform und ist spätestens in der Gesellschafterversammlung vorzulegen.

§ 8 Gesellschafterbeschlüsse

1.
Über die von den Gesellschaftern zu treffenden Entscheidungen werden Beschlüsse gefasst. Jeder Geschäftsanteil von einem € gewährt eine Stimme.

2.
Die Gesellschafterversammlung ist ohne Rücksicht auf das anwesende stimmberechtigte Kapital beschlussfähig.

3.
Beschlüsse sind mit einer Mehrheit von 51% des stimmberechtigten Kapitals (ein​fache Mehrheit) zu fassen, sofern nicht Gesetz oder Gesellschaftsvertrag eine höhere Mehrheit vorschreiben.

4.
Gesellschafterbeschlüsse über die folgenden Geschäfte oder Maßnahmen bedürfen der Zustimmung von mindestens 80% des stimmberechtigten Kapitals:

a)
Feststellung des Jahresabschlusses und die Entscheidung über die Gewinnverwendung einschließlich der Bildung von Kapital- und/ oder Gewinnrücklagen;

b)
Bestellung, Entlastung und Abberufung der Geschäftsführer; Abschluss, Änderung oder Kündigung der Geschäftsführerverträge;

c)
Änderungen des Gesellschaftsvertrages; Auflösung, Umwandlung, Liquidation der Gesellschaft;

d)
Einziehung von Gesellschaftsanteilen;

e)
alle sonstigen Maßnahmen, die bei einer GmbH – ohne insoweit abweichende Satzungsbestimmungen – der Zustimmung von 75% des stimmberechtigten Kapitals bedürfen.

§ 9 Anfechtung

Die Gesellschafterbeschlüsse können nur innerhalb eines Monats nach Zugang der Niederschrift gem. § 7 Abs. 7 und nur unter den entsprechend anwendbaren Voraussetzungen der § 245 f. AktG durch Klage angefochten werden, andere als in der Gesellschafterversammlung gefassten Beschlüsse der Gesellschaft innerhalb derselben Frist ab Versendung der Niederschrift gem. § 7 Abs. 7. Das gleiche gilt für die Geltend​machung der Unwirksamkeit von Gesellschafterbeschlüssen.

§ 10 Beirat

1.
Die Gesellschaft hat einen aus drei Mitgliedern bestehenden Beirat. Die Abschaffung des Beirats und eine Änderung seiner Zustimmungspflichten nach § 11 kann von den Gesellschaftern nur mit 100% des stimmberechtigten Kapitals beschlossen werden.

2.
Die Mitglieder des Beirats werden mit einfacher Mehrheit durch die Gesellschafterversammlung auf die Dauer von 3 Jahren, und zwar bis zum Ende derjenigen Gesellschafterversammlung, die über ihre Entlastung für das 3. Geschäftsjahr beschließt, das auf die Wahl folgt, gewählt. Das Geschäftsjahr in dem die Wahl erfolgt wird dabei nicht mitgerechnet. Auch nach Ablauf dieser Zeit bleibt ein Beiratsmitglied so lange im Amt, bis ein Nachfolger gewählt ist.

3.
Jedes Mitglied des Beirats kann – nach seiner Wahl gem. Abs. 2 – nur aus wichtigem Grund von der Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von mindestens 80% des stimmberechtigten Kapitals vorzeitig abberufen werden oder durch schriftliche Erklärung gegenüber der Gesellschaft zurücktreten. Wiederwahl der Beiratsmitglieder ist zulässig.

4.
Scheidet ein Mitglied des Beirats vor Ablauf seiner 3-jährigen Amtsperiode aus, so ist eine Ersatzwahl für den Rest der Amtsdauer in einer außerordentlichen Gesellschafterversammlung zu beschließen.

5.
Die Beiratsmitglieder können Gesellschafter der Gesellschaft und im Übrigen nur Dritte sein. Sie müssen über die Sachkenntnis und wirtschaftliche Erfahrung verfügen, die dem Umfang und der Bedeutung ihres Amtes entsprechen. Dem Beirat dürfen nicht angehören Geschäftsführer der Gesellschaft, Personen, die bei der Gesellschaft angestellt sind, sowie Abschlussprüfer der Gesellschaft. Die Unvereinbarkeit mit dem Beiratsamt gilt auch für entsprechende Funktionen in Gesellschaften an denen die Gesellschaft beteiligt ist.

6.
Die Beiratsmitglieder sind nicht an Weisungen gebunden. Sie haben ihre Entscheidung nach bestem Wissen und Gewissen zu treffen. Ihre Haftung ist auf vorsätz​liches und grob fahrlässiges Handeln beschränkt.

§ 11 Aufgaben und Rechte des Beirats

1.
Der Beirat hat die Geschäftsführung laufend in allen Angelegenheiten zu beraten und in den ihm gem. Gesellschaftsvertrag zugewiesenen Aufgaben zu entscheiden. Zu diesem Zweck kann er von der Geschäftsleitung jederzeit Auskunft über alle Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen und sich auch selbst darüber informieren; er kann insbesondere die Bücher und Schriften der Gesellschaft sowie deren Vermögensgegenstände einsehen und prüfen. Er kann mit dieser Prüfung auch einzelne seiner Mitglieder oder – sofern erforderlich – auf Kosten der Gesellschaft besondere Sachverständige beauftragen. Die Mitglieder der Geschäftsführung sind verpflichtet, dem Beirat jede gewünschte Auskunft über alle geschäftlichen Verhältnisse zu erteilen, sowie auf Aufforderung zu den Sitzungen des Beirats zu erscheinen 
und ihm über alle Sachverhalte, die für die Entscheidung des Beirats von Belang sein können, zu berichten. Der Beirat muss von der Geschäftsführung Auskunft zu bestimmten Fragen verlangen, wenn auch nur eines seiner Mitglieder dies verlangt.

2.
Der Beirat hat vor Beginn eines Wirtschaftsjahres die von der Geschäftsführung zu erstellenden Budgets (Ertrags-, Kosten-, Investitions-, Finanzbudget einschließlich Personalplanung) zu genehmigen. Wesentliche Veränderungen sind durch den Beirat zu billigen. Der Beirat hat den Jahresabschluss zu erörtern und die Vorschläge für die Gewinnverteilung zu prüfen.

3.
Der vorherigen Zustimmung des Beirats bedürfen folgende Geschäfte und Maßnahmen der Geschäftsführung:

a)
Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten und Rechten an Grundstücken, einschließlich sämtlicher Bauten (Um- oder Neubauten) auf eigenen oder fremden Grundstücken;
b)
Erwerb und Veräußerung von anderen Unternehmen oder Unternehmensteilen, Aufnahme neuer und Aufgabe vorhandener Geschäftszweige und Tätigkeitsgebiete; Errichtung und Aufhebung von Zweigniederlassungen, sowie die Errichtung, Auflösung oder Verlegung von Betriebsstätten oder wesentlichen Betriebsteilen sowie von Unternehmen, an denen die Gesellschaft beteiligt ist;
c)
Abschluss, Änderung und Beendigung von Unternehmensverträgen im Sinne von §§ 291 ff. AktG und Kooperationsverträgen mit anderen Unternehmen sowie Interessengemeinschaften und Innengesellschaften (Unterbeteiligungen, stille Gesellschaften etc.);
d)
die Vornahme von Rechtsgeschäften, die außerhalb des gewöhnlichen Geschäftsbetriebes der Gesellschaft liegen oder für die Tätigkeit der Gesellschaft von grundsätzlicher Bedeutung sind.
4.
Die Gesellschafterversammlung kann dem Beirat durch Beschluss mit einer Mehrheit von 80% des stimmberechtigten Kapitals weitere Aufgaben übertragen, oder solche an sich ziehen.

5.
Auf den Beirat sind Bestimmungen des Aktiengesetzes nicht entsprechend anzuwenden.

6.
Die Entscheidungsbefugnis der Gesellschafterversammlung wird durch die Bestimmungen über den Beirat nicht berührt.

§ 12 Innere Ordnung des Beirats

1.
Der Beirat wählt nach jeder Änderung seiner Zusammensetzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden. Der Vorsitzende vertritt den Beirat nach außen. Im Falle seiner Verhinderung kann jedes Mitglied den Vorsitzenden vertreten. Jedes Beiratsmitglied kann sich nur durch ein anderes Beiratsmitglied vertreten lassen.

2.
Der Beirat fasst seine Beschlüsse in Sitzungen. Schriftliche, fernmündliche oder andere vergleichbare Form der Beschlussfassung sind zulässig, wenn kein Beiratsmitglied diesem Verfahren widerspricht.

3.
Der Vorsitzende beruft den Beirat ein, wenn es die Geschäfte der Gesellschaft erfordern, mindestens jedoch zweimal jährlich. Er ist zur Einberufung verpflichtet, wenn ein Mitglied des Beirats, ein Gesellschafter oder die Geschäftsführung dies verlangt. Die Einberufung erfolgt rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung, des Ortes und der Zeit der Sitzung.

4.
Der Beirat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder anwesend oder vertreten sind. Der Beirat entscheidet mit einfacher Mehrheit; Enthaltungen werden nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

5.
Über die Sitzungen und die Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen, die von dem Vorsitzenden oder seinem Vertreter zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift soll Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, Gegenstände der Tagesordnung und die Beschlüsse des Beirats enthalten.

6.
Im Übrigen kann sich der Beirat selbst eine Geschäftsordnung geben.

§ 13 Vergütung der Beiratsmitglieder

1.
Die Mitglieder des Beirats haben Anspruch auf eine angemessene Vergütung und Ersatz ihrer Auslagen sowie die darauf etwa anfallende Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe.

2.
Über die Höhe der Vergütung beschließen die Gesellschafter jährlich in der ordentlichen Gesellschafterversammlung.

§ 14 Jahresabschluss, Gewinnverwendung

1.
Der Jahresabschluss – Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang nebst Lagebericht – ist von den Geschäftsführern nach den handelsrechtlichen Vorschriften und innerhalb der gesetzlichen Fristen, entsprechend der jeweiligen Größenklasse nach dem Handelsgesetzbuch, aufzustellen.

2.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die steuerrechtlichen Vorschriften zu beachten, soweit dies nach dem Handelsrecht zulässig ist.

3.
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sowie ggfls. der Prüfungsbericht, sofern ein Abschlussprüfer bestellt wurde, sind mit einem Vorschlag über die Gewinnverwendung den Gesellschaftern zur Beschlussfassung vorzulegen.

4.
Die Bestimmung von § 29 GmbHG gilt für die Verteilung von Gewinnen oder Verlusten.

§ 15 Verdeckte Gewinnausschüttung

1.
Die Geschäftsführer dürfen außerhalb eines den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Gewinnverteilungsbeschlusses zugunsten von Gesellschaftern oder ihnen nahe stehenden Personen oder mit ihnen verbundenen Unternehmen weder vertraglich noch durch einseitige Handlung das Vermögen der Gesellschaft mindern oder seine Mehrung verhindern.

2.
Durch Verletzung dieser Bestimmung verursachte Vorteile hat der Begünstigte der Gesellschaft zu erstatten. Ist er nicht Gesellschafter und kann Erstattung von ihm nicht beansprucht oder erlangt werden, so ist der ihm nahe stehende Gesellschafter zum Wertausgleich verpflichtet. Die Gesellschaft ist insoweit auch zur Aufrechnung gegen künftige Gewinnansprüche berechtigt.

§ 16 Geschäftsjahr/Dauer der Gesellschaft

1.
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

2.
Die Gesellschaft beginnt mit ihrer Eintragung im Handelsregister und wird auf unbestimmte Zeit errichtet.

§ 17 Verfügung über Geschäftsanteile

1.
Geschäftsanteile und/oder Teilgeschäftsanteile können nur mit vorheriger Zustimmung der Gesellschaft abgetreten werden, soweit nicht die Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages Abweichendes regeln.

2.
Abs. 1 gilt auch für die Begründung von Belastungen jeder Art, insbesondere auch die Begründung von Unterbeteiligungen und die Begründung von Rechtsverhältnissen, aufgrund derer ein Gesellschafter alle oder einen Teil seiner Geschäftsanteile treuhänderisch für einen anderen hält oder die Ausübung seiner Gesell​schafterrechte an die Zustimmung eines anderen bindet, falls dieser nicht selbst Gesellschafter ist.

3.
Die Zustimmung kann nur aufgrund eines Gesellschafterbeschlusses erteilt werden, dem 100% des stimmberechtigten Kapitals zustimmen müssen.

4.
Eines zustimmenden Gesellschafterbeschlusses gem. Abs. 3 bedarf es nicht bei der Übertragung von Gesellschaftsanteilen oder Teilen von Gesellschaftsanteilen an leibliche oder adoptierte Abkömmlinge des jeweiligen Gesellschafters oder an andere Gesellschafter der Gesellschaft.

§ 18 Anteilsübertragung kraft Erbfolge

1.
Geht der Geschäftsanteil eines Gesellschafters von Todes wegen über, so ist der Erwerber des Geschäftsanteiles verpflichtet, innerhalb von sechs Monaten seit dem Erbfall alle Gesellschafter schriftlich von diesem Erwerb zu unterrichten und ihnen den Geschäftsanteil zudem für den Fall der Einziehung (§ 20) festgelegten Entgelt durch Vorlage eines notariellen Kaufangebots zum Kauf anzubieten. Hinsichtlich der Zahlungsmodalitäten des Entgelts gilt – auf Verlangen des/der Erwerber – § 20 Abs. 4 entsprechend.

2.
Dies gilt nicht, wenn der Erwerber bereits unabhängig von dem Erwerb von Todes wegen Gesellschafter der Gesellschaft oder leiblicher oder adoptierter Abkömmling des verstorbenen Gesellschafters ist. Mehrere Nachfolger können die Gesellschafterrechte nur durch einen gemeinsamen Bevollmächtigten einheitlich ausüben, der entweder Gesellschafter oder Angehöriger eines rechts-, steuerberatenden oder wirtschaftsprüfenden Berufes sein muss. Die Vertretung durch einen Testamentsvollstrecker ist zulässig, wenn er Angehöriger einer der vorgenannten Berufsgruppen oder Gesellschafter der Gesellschaft ist. Bis zur Bestellung eines solchen gemeinsamen Bevollmächtigten ruhen die Gesellschafterrechte.

3.
Im Falle eines Angebotes gemäß Absatz 1 steht den verbleibenden Gesellschaf​tern (Erwerbsberechtigte) ein Ankaufsrecht untereinander in dem Verhältnis zu, in welchem die Nennbeträge der von ihnen gehaltenen Geschäftsanteile zueinan​der stehen. Soweit ein Erwerbsberechtigter von seinem Erwerbsrecht nicht oder nicht fristgerecht Gebrauch macht, wächst dieses den übrigen Erwerbsberechtig​ten in dem Verhältnis zu, in welchem die Nennbeträge der von ihnen einzeln ge​haltenen Geschäftsanteile zueinander stehen. Macht auch von diesen keiner von seinem Erwerbsrecht Gebrauch, so steht der Gesellschaft selbst ein Erwerbsrecht zu.

4.
Ein Erwerbsberechtigter kann das ihm zustehende Erwerbsrecht nur hinsichtlich des gesamten ihm nach diesen Vorschriften zustehenden und anwachsenden Anteiles ausüben. Falls mehrere Erwerbsberechtigte ihr Erwerbsrecht ausüben, ist der Geschäftsanteil entsprechend zu teilen. Nicht teilbare Spitzenbeträge eines Geschäftsanteiles stehen der Gesellschaft zu.

5.
Die Ausübung des Erwerbsrechtes erfolgt durch Annahme des Verkaufsangebotes in notarieller Form. Erwerbsberechtigte können das Erwerbsrecht binnen einer Ausschlussfrist von zwei Monaten ausüben. Danach ist der Kauf- und Abtretungsvertrag über den Geschäftsanteil in notarieller Form zu beurkunden.

6.
Der Geschäftsanteil gewährt kein Stimmrecht, solange das Erwerbsverfahren nicht abgeschlossen ist.

§ 19 Einziehung, Zwangsübertragung

1.
Die Einziehung von Geschäftsanteilen mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters ist jederzeit zulässig.

2.
Der Zustimmung des von der Einziehung betroffenen Gesellschafters bedarf es nicht, wenn

–
in den Geschäftsanteil eines Gesellschafters die Zwangsvollstreckung betrieben und nicht innerhalb eines Monats nach Beginn der Maßnahme, spätestens jedoch bis zur Verwertung des Geschäftsanteils aufgehoben wird;

–
über das Vermögen eines Gesellschafters ein Insolvenzverfahren eröffnet ist, oder die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt wird, unabhängig von der Rechtskraft eines solchen Beschlusses;

–
ein Gesellschafter seinen Austritt aus der Gesellschaft erklärt;

–
ein Gesellschafter seinen Geschäftsanteil ganz oder teilweise unter Verletzung dieses Gesellschaftsvertrages veräußert oder verpfändet;

–
ein Gesellschafter gegen eine Verpflichtung aus dem Gesellschaftsverhältnis, einschließlich der Verpflichtungen aus diesem Gesellschaftsvertrag oder einer Gesellschaftervereinbarung verstößt und den Verstoß trotz Abmahnung nicht unverzüglich abstellt;

–
in der Person des Gesellschafters ein wichtiger, seinen Ausschluss aus der Gesellschaft rechtfertigender Grund vorliegt;

–
der Gesellschaftsanteil Gegenstand von Zugewinnausgleichsansprüchen ist, wobei die Gesellschafter A und B von dieser Regelung ausgenommen werden.

3.
Ein Geschäftsanteil der mehreren Inhabern zur gesamten Hand oder nach Bruchteilen zusteht, kann eingezogen werden, wenn die Voraussetzungen nach diesem Vertrag auch nur für einen Mitberechtigten vorliegen

4.
Die Einziehung oder (Zwangs-) Übertragung wird wirksam mit der Protokollierung des Gesellschafterbeschlusses gem. Abs. 2; die Wirksamkeit des Gesellschafterbeschlusses ist nicht von der Zahlung der Abfindung abhängig.

5.
Bei dem Beschluss der Gesellschafterversammlung nach Abs. 2 hat der Gesellschafter, der ausgeschlossen werden soll, kein Stimmrecht.

6.
Vom Zeitpunkt des Gesellschafterbeschlusses gem. Abs. 2 an, der die Einziehung oder die (Zwangs-) Übertragung des Geschäftsanteils anordnet, ruht das Stimmrecht des betreffenden Gesellschafters.

§ 20 Abfindung

1.
In den Fällen der Einziehung eines Geschäftsanteils oder der statt ihrer beschlossenen Übertragung steht dem betroffenen Gesellschafter ein Entgelt zu. Schuldner des Entgelts ist im Falle der Einziehung die Gesellschaft, ansonsten der Erwerber des Geschäftsanteils und die Gesellschaft als Gesamtschuldner.

2.
Das Entgelt gem. Abs. 1 bemisst sich nach dem Verkehrswert des Gesellschaftsanteils, der nach dem von der Finanzverwaltung angewendeten vereinfachten Ertragswertverfahren gem. §§ 200 ff. BewG zu ermitteln ist, abzüglich eines Abschlags von 40% auf diesen Wert. Die Berechnung des Entgelts und die Ermittlung des Verkehrswertes der Geschäftsanteile ist im Streitfall durch den für die Gesellschaft bestellten Abschlussprüfer, soweit ein solcher nicht bestellt wurde, durch den für die Gesellschaft tätigen Steuerberater gem. § 317 BGB als Schiedsgutachter für alle Parteien verbindlich zu ermitteln. Die anfallenden Kosten tragen die Parteien je zur Hälfte.

3.
Ändert sich der für das Entgelt maßgebende Jahresabschluss in Folge einer steuer​lichen Außenprüfung der Gesellschaft oder durch anderweitig veranlasste Änderungen der Veranlagungen, so ist das Entgelt der Änderung nicht anzupassen.

4.
Die gem. den Berechnungsmodalitäten des Abs. 2 ermittelte Abfindung kann in bis zu fünf gleichen Jahresraten ausgeglichen werden. Die erste Rate ist binnen sechs Monaten nach dem Ausscheiden des Gesellschafters aus der Gesellschaft zur Zahlung fällig, die anderen Raten jeweils ein Jahr später. Die Abfindung ist ab dem Stichtag des Ausscheidens mit dem Basiszinssatz gem. § 247 BGB zu verzinsen. Die aufgelaufenen Zinsen sind mit jeder Rate zu entrichten.

5.
Der Gesellschafter (oder ein Erwerber nach § 18 Abs. 1) kann für die ausstehenden Raten keine Sicherheit verlangen. Die Gesellschaft oder der jeweilige Erwerber ist jederzeit berechtigt, die Abfindung ganz oder teilweise vorzeitig zu entrichten, ohne dem Gesellschafter zum Ausgleich eines Schadens oder Nachteilen sonstiger Art verpflichtet zu sein.

§ 21 Wettbewerbsverbot

Jedem Gesellschafter ist es untersagt, während seiner Zugehörigkeit zur Gesellschaft der Gesellschaft mittelbar oder unmittelbar, gelegentlich oder gewerbsmäßig, unter eigenem oder unter fremden Namen, für eigene oder fremde Rechnung, im Geschäftszweig der Gesellschaft ohne deren Zustimmung Konkurrenz zu machen. Von dem Konkurrenzverbot ausgenommen sind alle bisher ausgeübten Tätigkeiten, insbesondere bei den Firmen …

§ 22 Schlussbestimmungen

1.
Die das Gesellschaftsverhältnis betreffenden Vereinbarungen zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, soweit nicht kraft Gesetzes notarielle Beurkundung vorgeschrieben ist. Dies gilt auch für einen etwaigen Verzicht auf das Schriftformerfordernis.

2.
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung gilt diejenige wirksame Bestimmung als vereinbart, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmungen am nächsten kommt. Im Fall von Lücken gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart worden wäre, hätte man die Angelegenheit von vornherein bedacht. Betrifft der Mangel notwendige Bestandteile dieses Gesellschaftsvertrages, ist eine solche Regelung nach Maßgabe des § 53 Abs. 2 GmbHG zu vereinbaren.

3.
Alle Mitteilungen, Anzeigen und Beschlüsse durch bzw. gegenüber den Gesellschaftern oder durch bzw. gegenüber der Gesellschaft in Übereinstimmung mit diesem Gesellschaftsvertrag gelten als bewirkt mit der Zustellung an die zuletzt der Gesellschaft bekannt gegebenen Adresse.

4.
Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im elektronischen Bundesanzeiger.

§ 23 Gerichtsstand

Gerichtsstand für alle Auseinandersetzungen der Gesellschafter untereinander und mit der Gesellschaft ist – soweit dies rechtsgültig vereinbart werden kann – der Sitz der Gesellschaft.
















